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Kern: Bevormundung der Eltern bei der Ganztagsschule muss beendet
werden

Anlässlich einer Landtagsdebatte über einen SPD-Antrag zur Ganztagsschule kritisierte der
bildungspolitische Sprecher der FDP/DVP-Landtagsfraktion, Dr. Timm Kern, die einseitige Fixierung der
ehemaligen grün-roten Regierungskoalition auf die verpflichtend-rhythmisierte Ganztagsschule, die
allein ins Schulgesetz aufgenommen wurde. Gleichzeitig wies Timm Kern auf den Gesetzentwurf der
FDP/DVP Fraktion für Wahlfreiheit bei der Ganztagsschule hin, der am morgigen Donnerstag, 14. Juni
2018 in Erster Lesung beraten werde. Kern:

„Aus der Stellungnahme der Landesregierung zum SPD-Antrag geht hervor, dass zum Schuljahr 2017/18
von 52 beantragten Ganztagsgrundschulen 48 für in der so genannten Wahlform eingerichtet werden
sollten und nur vier in der verbindlichen Form. Zum Schuljahr 2018/19 sah die Bilanz für das grün-rote
Konzept noch verheerender aus: Unter den 31 Grundschulen, die zum Zug kamen, findet sich nur eine
verbindliche Ganztagsschule. Die 30 anderen Grundschulen haben sich für die Wahlform entschieden.
Diese Zahlen sind der statistische Beweis für das krachende Scheitern des Ganztagskonzepts und die
Bevormundungspolitik der ehemaligen grün-roten Regierungskoalition. Klarer können Eltern den Wunsch
nach mehr Wahlfreiheit beim Ganztag nicht ausdrücken. Denn das grün-rote Ganztagsgesetz kannte nur
die so genannte verbindliche Ganztagsschule. Eine offene Form mit Unterricht am Vormittag und offenen
Angeboten am Nachmittag sucht man dort vergeblich. Und auch die so genannte Wahlform entpuppt sich
als Wahl zwischen Ganztag und gar nicht Ganztag. Die FDP/DVP Fraktion hat deshalb einen
Gesetzentwurf zur Verankerung der offenen Ganztagsschule im Schulgesetz vorgelegt. Unseren
Gesetzentwurf werden wir morgen in Erster Lesung beraten und werben wir an dieser Stelle schon
einmal um Unterstützung hierfür im Interesse der Wahlfreiheit beim Ganztag.“


